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Deutschland braucht mehr Ökostrom, vor allem die Windkraft muss zulegen. Doch 

die Anreize genügen offenbar nicht, zu wenige Investoren haben Interesse am Bau 

neuer Anlagen. Der Windkraft-Gipfel soll nun weitere Erleichterungen bringen. Für 

Habeck steht viel auf dem Spiel. 

Kaum eine Industriebranche ist derzeit so privilegiert wie die Ökostrom-Industrie. Die 

Bundesregierung liest insbesondere den Windpark-Projektierern und den Herstellern 

von Turbinen und Türmen jeden Wunsch von den Augen ab. Der Grund: Windkraft ist 

das Arbeitspferd der Energiewende. Wenn nicht genug Drehflügler gebaut werden, 

scheitert Deutschland an Kohleausstieg und Klimazielen. 

Bereits im Juli vergangenen Jahres wollte Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck 

(Grüne) die Ökostrom-Branchen „entfesseln“. In einem „Osterpaket“ genannten 

Maßnahmenkatalog wurden zwei Prozent der Landesfläche per Gesetz für den Bau 

von Windrädern reserviert. 

Klagende Anwohner oder Naturschützer wurden mit der gesetzlichen Bestimmung 

ausgebremst, derzufolge der Bau von Windrädern von nun an „im überragenden 

öffentlichen Interesse“ liege. 

Der SPD-Abgeordnete Matthias Miersch feierte damals „das größte Gesetzespaket 

seit Verabschiedung des EEG im Jahr 2000“. Schließlich erhöhte die 

Bundesnetzagentur im vergangenen Jahr noch die Einspeisevergütung für 

Windstrom, während Minister Habeck den Herstellern von Windkraft-Turbinen eine 

Abnahmegarantie versprach. 

Doch der Turbo zündete nicht. Als die Bundesnetzagentur am 1. Februar 

Fördergelder nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz auslobte, blieb die Auktion 

erneut, wie schon im vergangenen Jahr, deutlich unterzeichnet. Für weniger als die 

Hälfe der ausgeschriebenen Projekte über 3200 Megawatt Windkraft fanden sich 

Interessenten. 

Hermann Albers, Präsident des Bundesverbandes Windenergie (BWE), sprach 

angesichts des enttäuschenden Ergebnisses von „Nachwehen des Vorjahres“. Das 

sei schließlich von zahlreichen Unsicherheiten geprägt gewesen. 

Nachdem bis Mitte März in ganz Süddeutschland nur drei neue Windräder genehmigt 

wurden, wuchs aber die Nervosität des Windkraft-Lobbyisten. „Ein Armutszeugnis für 

den deutschen Süden“, urteilte Albers: „Die Bundesländer müssen jetzt endlich 

handeln, sonst setzen sie mutwillig ihre Industrie aufs Spiel.“ 

Habeck will die nächste Stufe seines Energiewende-Turbos zünden 

In den gesamten Prozess müsse „nun dringend Bewegung kommen, sonst droht die 

Zielverfehlung und damit ein erheblicher Schaden für den Standort Deutschland“. 
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Auf einem Windkraftgipfel an diesem Mittwoch will Habeck nun eine weitere Stufe 

seines Energiewende-Turbos zünden. Seine Hoffnung ist, dass der Nachbrenner 

endlich Schub entfaltet. 

Denn zur Förderung ausgeschrieben werden vom Bund in diesem Jahr 12,8 

Gigawatt Windkraft, dreimal mehr als in den vergangenen Jahren. Nur mit diesen 

Mengen lässt sich die Windkraft-Leistung in Deutschland bis 2030 wie politisch und 

gesetzlich vorgegeben, auf 115 Gigawatt verdoppeln. 

„Habeck hat eine ambitionierte Agenda. Jetzt spüren die Menschen die konkreten 

Folgen“ 

Wirtschaftsminister Habeck besucht die Internationale Handwerksmesse in München. 

WELT-Wirtschaftskorrespondent Philipp Vetter ordnet den Besuch kritisch ein und 

analysiert Habecks bisherige Amtszeit: „Der Druck auf Habeck, sich zu bewegen, ist 

weiterhin hoch.“ 

Das Ziel würde aber schnell außer Reichweite geraten, wenn auch die nächsten drei 

Windkraft-Auktionen in diesem Jahr unterzeichnet blieben. Die Versteigerung von 

Beihilfen ist schließlich nur dann sinnvoll, wenn sich mehrere Windkraft-Investoren 

einen Bieterwettbewerb um knappe Fördergelder liefern. 

Gibt es aber mehr Fördermittel als Interessenten, wäre die Bundesnetzagentur 

gezwungen, künftig weniger Windkraftprojekte auszuschreiben, um ihre Auktionen 

nicht ad absurdum zu führen. 

Das wäre dann ein frühes Eingeständnis, dass die für 2030 geplante Ökostrom-

Kapazität sehr wahrscheinlich nicht erreicht wird. Von der hängt allerdings vieles ab, 

unter anderem auch, ob der Kohleausstieg wie geplant auf 2030 vorgezogen werden 

kann. 

Anders als der vom früheren Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) im Jahr 2019 

veranstaltete Windgipfel geht es diesmal nicht um das Verkünden großer Ambitionen. 

Es ist ein Spitzentreffen tief unten im Maschinenraum der Energiewende. 

Ziel ist es, noch an den kleinsten Stellschrauben zu drehen, um den Ökostromern 

das Investieren leicht zu machen und ihnen die Risiken zu nehmen. 

Wie zuvor schon auf dem Solargipfel soll nun auch zugunsten der Windkraft das 

Kleingedruckte aller einschlägigen Verordnungen, Normen und Gesetzestexte 

durchforstet werden, um bremsende Bürokratie ausfindig zu machen – und zu 

eliminieren. „Den einen Hebel zur Beschleunigung gibt es nicht“, betonte Windkraft-

Präsident Albers vor dem Treffen: „Der Teufel steckt oftmals im Detail des 

Fachrechts.“ 

Regeln für neue, höhere Windräder vereinheitlichen 

Zu den Wünschen der Branche gehört, dass künftig jeder Windpark nach längstens 

sieben Monaten genehmigt sein sollte. Die Windlobby wünscht sich dabei eine 

„Genehmigungsfiktion“: Es soll nur eine Verlängerung der Genehmigungsfrist geben, 

danach sollen keine weiteren Einsprüche mehr möglich sein. 



 

Bundesländer sollen angehalten werden, schon ab Ende 2025 und damit früher als 

bislang geplant, zwei Prozent ihrer Landesfläche für die Zwecke der Windstrom-

Produktion auszuweisen. 

Zu den Forderungen der Branche gehört es auch, die Regeln zum Ersatz alter durch 

neue, höhere Windräder zu vereinheitlichen. Die Frage, nach welchen Regeln dieses 

sogenannte Repowering amtlich genehmigt werden muss, wird von den 

Bundesländern noch sehr unterschiedlich ausgelegt. „Unzulässigkeit von 

Höhenbegrenzungen festschreiben“, heißt es etwa im Forderungskatalog der 

Branche. 

Auch der Denkmalschutz soll künftig Windräder nicht mehr verhindern können. 

„Unbefristete Aussetzung der Kulturgüterabwägung zugunsten erneuerbarer 

Energien in § 35 Abs. 3 Baugesetzbuch einführen“, fordert die Windkraftbranche. 

Eine Umfrage der Fachagentur Windenergie an Land aus dem Jahr 2022 zeige 

schließlich, dass über zehn Prozent aller beantragten Windenergieanlagen aus 

Gründen des Denkmalschutzes von den Behörden abgelehnt oder die Anträge 

seitens der Antragsteller aus diesem Grund zurückgezogen wurden. 

Insgesamt umfasst der Forderungskatalog der Branche 58 Maßnahmen aus 13 

Bereichen. „Die Bundesregierung hat in den letzten Monaten eine Vielzahl an 

Instrumenten zur Verfügung gestellt“, mahnt Cheflobbyist Albers vor dem 

Spitzentreffen: „Diese dürfen nicht von den Ländern und nachgeordneten Behörden 

beiseitegelegt oder unterlaufen werden.“ Die Behörden müssten „jetzt wie gut geölte 

Maschinen laufen und Projekte ermöglichen.“ 

Auf dem Windgipfel sammelt der Wirtschaftsminister die Vorschläge der Branche ein 

– und ermahnt die Bundesländer, das ihrige zu tun, um die Genehmigungen für neue 

Anlagen zu beschleunigen. Ende April soll auf einem zweiten und letzten Gipfel dann 

die deutsche Windkraft-Strategie präsentiert werden und danach zügig in 

Gesetzesform gegossen werden. 


